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In einer Entscheidung vom 11. Juli 2019 hat die Rechtbank Midden-Nederland
 (Bezirksgericht der Mittelniederlande) den Rundfunkveranstalter BNNVARA dazu
verpflichtet, eine Richtigstellung in Bezug auf eine #BOOS-YouTube-Folge („boos“
bedeutet auf Niederländisch „verärgert“) zu senden. Laut dem Gericht enthielt die
Folge unbewiesene und unrichtige Behauptungen über zwei niederländische
Immobilienunternehmer. In der YouTube-Serie werden verärgerte Zuschauer dazu
aufgerufen, sich über verschiedene Angelegenheiten zu beschweren, wie
Entlassungen, verloren gegangene Paketsendungen oder teure
Mobilfunkverträge. In jeder Folge versucht der Moderator, das Problem eines
wütenden Zuschauers zu lösen. #BOOS hat mehrere Auszeichnungen erhalten,
wie den Best Social Award 2019 für die beste YouTube-Serie.

Die nachfolgenden Behauptungen stehen im Zentrum des Gerichtsverfahrens. Es
wurde behauptet, dass die Immobilienunternehmer beim Abschluss von
Mietverträgen zu Unrecht Maklergebühren in Rechnung gestellt und es bewusst in
Kauf genommen hätten, dass ein Unternehmen in Konkurs ging, um Zahlungen an
die Gläubiger zu vermeiden. Schließlich beinhaltete die Folge die Behauptung,
dass die Immobilienunternehmer mit dem Ziel, das Gesetz zu umgehen, ein neues
Unternehmen gegründet hätten. Die beiden Immobilienunternehmer forderten
das Gericht auf, BNNVARA dazu zu verpflichten, die Folge zu entfernen und eine
Richtigstellung zu senden; BNNVARA seinerseits ersuchte das Gericht, den Antrag
der Unternehmer abzulehnen.

Das Gericht wog das Recht auf freie Meinungsäußerung gegen das Recht auf
Achtung des Privat- und Familienlebens und insbesondere das Recht auf Schutz
des guten Rufs und Namens ab. Das Gericht stellt zunächst fest, dass die Antwort
auf die Frage, welches Grundrecht schwerer wiegt als das andere, von den
besonderen Umständen des Falls abhängt. Das Gericht fährt mit der Auflistung
der relevanten Faktoren fort, die bei der Beurteilung der Frage, welches
Grundrecht mehr Gewicht hat, berücksichtigt werden müssen. Laut dem Gericht
zählen dazu: (i) die Art der veröffentlichten Behauptungen und die Schwere der
erwarteten Folgen für die Person, auf die sich diese Behauptungen beziehen; (ii)
die Schwere – vom Standpunkt des Allgemeininteresses – des Fehlverhaltens, das
aufgedeckt wird; (iii) das Ausmaß, in dem die Behauptungen durch das zum
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Zeitpunkt der Veröffentlichung verfügbare Tatsachenmaterial gestützt werden;
(iv) die Art, in der die betreffenden Behauptungen erzeugt und präsentiert
wurden; (v) die Autorität, die das Medium, in dem die Behauptungen
veröffentlicht werden, genießt; und (vi) die soziale Stellung der beteiligten Person.
Das Gericht weist darauf hin, dass die relevanten Faktoren und das ihnen
beizumessende Gewicht von den besonderen Umständen des Falls abhängen.

Das Gericht fährt mit der Überprüfung der Fakten in Bezug auf jede in der
betreffenden Folge enthaltene Behauptung fort. Die Behauptung, dass die
Immobilienunternehmer zu Unrecht Maklergebühren in Rechnung gestellt hätten,
war in der Tat sachlich richtig. Die Behauptung, dass die Immobilienunternehmer
es bewusst in Kauf genommen hätten, dass ein Unternehmen in Konkurs ging,
kann nicht bewiesen werden, weil das Unternehmen aufgelöst wurde und es nicht
mehr existiert. Die Behauptung, dass mit dem Ziel, das Gesetz zu umgehen, ein
neues Unternehmen gegründet wurde, ist nicht richtig.

Das Gericht ist der Auffassung, dass die unbewiesenen und unrichtigen
Behauptungen nicht die Entfernung der gesamten zur Debatte stehenden Folge
rechtfertigen können. Erstens wurden die unrichtigen Behauptungen von
BNNVARA teilweise widerrufen. Der Rundfunkveranstalter hatte zuvor zur
Videobeschreibung eine Erklärung mit dem Inhalt hinzugefügt, dass das
Unternehmen nicht in Konkurs ging, sondern aufgelöst wurde und nicht mehr
existiert. Zweitens sind die Behauptungen bei Beurteilung im Lichte der gesamten
Folge nicht von derart schwerwiegender Art. Stattdessen schrieb das Gericht den
Text einer Erklärung zur Richtigstellung vor und verpflichtete BNNVARA dazu,
diese Richtigstellung in den ersten 30 Sekunden vor der betreffenden Folge zu
senden. BNNVARA lud die Folge mit der angeordneten Richtigstellung am Tag der
Verkündung der Gerichtsentscheidung erneut auf YouTube hoch.
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